
Einzelhandel gekauft und dem Dienstleistungsbetrieb 
zum. Einbau übergeben hat. In Betrieben allerdings, die 
Ersatzteile verkaufen und diese im Rahmen des Kun­
dendienstes einbauen (z. B. Verkauf von Autoreifen, 
die auf Wunsch auch montiert werden), liegt der 
Schwerpunkt ausnahmsweise beim Kauf, so daß die 
hierfür geltenden Regelungen anzuwenden sind. 
Erweist sich eine Dienstleistung als mangelhaft und 
wird nachgebessert, so erstreckt sich die neue Garantie­
zeit für die Nachbesserung (§ 181 Abs. 2 ZGB) auch 
auf die ausgewechselten Ersatzteile. Tritt innerhalb 
der neuen Garantiezeit nach § 181 Abs. 2 ZGB an 
diesen Ersatzteilen ausnahmsweise erneut ein Mangel 
auf, so besteht wiederum ein Nachbesserungsanspruch 
nach § 179 Abs. 1 ZGB. Tritt dagegen nach Ablauf der 
Dienstleistungsgarantie (§§ 181 Abs. 2, 178 Abs. 1 ZGB) 
an den ausgewechselten Teilen erneut ein Mangel auf, 
so stehen dem Kunden weitere Garantieansprüche 
auch dann nicht zu, wenn der Hersteller an und für 
sich bei Abschluß eines Kaufvertrags Zusatzgarantie 
für diese Teile gewährt.

*

Die seit dem Inkrafttreten des Zivilgesetzbuchs ge­
wonnenen praktischen Erfahrungen zeigen, daß dieses

grundlegende Gesetzeswerk zur weiteren Entwicklung 
des Rechtsbewußtseins der Werktätigen beiträgt und 
ihre verantwortungsbewußte Einstellung bei der Wahr­
nehmung ihrer Rechte und der Erfüllung ihrer Pflich­
ten fördert. Es verdeutlich in den von ihm erfaßten 
Rechtsbeziehungen deren Übereinstimmung mit der 
Stellung und Würde der Werktätigen auf der Grund­
lage der sozialistischen Arbeits- und Lebensgewohn­
heiten in unserem Staat. Bei der Erläuterung des Ge­
setzes und in seiner praktischen Anwendung ist auch 
von den Gerichten — wie auf der Beratung des Ple­
nums des Obersten Gerichts hervorgehoben wurde — 
eine verantwortungsvolle Arbeit geleistet worden, die 
es entsprechend den wachsenden Anforderungen ziel­
strebig fortzusetzen gilt. Gemäß seiner Verantwortung 
wird das Oberste Gericht dabei systematisch und ver­
stärkt Anleitung und Unterstützung geben und ent­
sprechend den praktischen Erfahrungen und Erforder­
nissen leitungsmäßige Verallgemeinerungen treffen, 
um durch die stete Vervollkommnung der Zivilrecht­
sprechung auch weiterhin einen wirksamen Beitrag 
zur Gewährleistung der Rechtssicherheit und strikten 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu 
leisten.
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Aufgaben der Staatsanwaltschaft bei der Vorbeugung der Jugendkriminalität
Mit dem IX. Parteitag der SED und dem X. Parlament der 
FDJ wurden neue Maßstäbe für die kontinuierliche Ver­
wirklichung der sozialistischen Jugendpolitik gesetzt. In 
seiner Rede auf dem X. Parlament der FDJ hat Erich 
H o n e c k e r  hierzu festgestellt: „Die Jugend unseres Lan­
des ist dazu berufen, gerade auch in den kommenden Jah­
ren Großes zu vollbringen. Der Übergang zum allmäh­
lichen Aufbau des Kommunismus rückt näher, und wir 
bereiten ihn schon vor, indem wir die entwickelte sozia­
listische Gesellschaft weiter gestalten. Deshalb hat sich 
der IX. Parteitag so gründlich mit der kommunistischen 
Erziehung der Jugend befaßt. Für die Freie Deutsche Ju­
gend erwächst daraus eine große Aufgabe.“/1/
Die neue Etappe bei der Verwirklichung der sozialistischen 
Jugendpolitik ist gekennzeichnet durch eine ständig wach­
sende Verantwortung der Jugend selbst, vor allem des 
Jugendverbandes entsprechend seiner Rolle als aktiver 
Helfer und Kampfreserve der Partei der Arbeiterklasse, 
und durch vielseitige Initiativen der Jugend zur Stärkung 
unserer Republik. Hierbei geht die Arbeiterjugend beispiel­
gebend voran.
Damit sind zugleich neue Ansprüche an die Arbeit der 
staatlichen Organe und Einrichtungen, insbesondere an das 
sozialistische BUdungswesen, bei der Erziehung der jun­
gen Generation gestellt. Das erfordert auch von den Justiz- 
und Sicherheitsorganen, einen noch aktiveren Beitrag zur 
Vorbeugung der Jugendkriminalität auf dem sicheren Fun­
dament der bewährten Erfahrungen mit dem Blick auf 
die neuen, höheren Anforderungen zu leisten. Diese Auf­
gabe steht im engen Zusammenhang damit, daß „objektiv 
die Rolle des Rechts, der Gesetzlichkeit und der konse­
quenten Reaktion auf jede Rechtsverletzung bzw. Unge­
setzlichkeit wachsen“./2/ Es kommt also darauf an, früh­
zeitig das sozialistische Rechtsbewußtsein und das rechts­
gemäße Verhalten der Jugend auszuprägen und sie zu 
Mitstreitern für unsere sozialistische Gesetzlichkeit zu er­
ziehen. Darin besteht ein wichtiges Unterpfand, daß Ju­
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gendliche nicht nur keine Rechtsverletzungen begehen,. 
sondern auch aktiv an deren Vorbeugung teilnehmen.
Ziel der folgenden Darlegungen ist es, einige Hauptrich­
tungen der staatsanwaltschaftlichen Arbeit zur Vorbeu­
gung der Jugendkriminalität in engem Zusammenwirken 
mit anderen staatlichen Organen und gesellschaftlichen Or­
ganisationen zu verdeutlichen.

Zusammenwirken mit den örtlichen Organen
Entsprechend ihrer Verantwortung für die Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, die Entwicklung des sozia­
listischen Staats- und Rechtsbewußtseins der Bürger und 
die Erhöhung von Sicherheit und Ordnung sind die Auf­
gaben zur Vorbeugung der Jugendkriminalität fester Be­
standteil der Leitungstätigkeit der örtlichen Volksvertre­
tungen und ihrer Organe. Viele Räte der Bezirke, Kreise 
und Städte haben in den letzten Jahren überschaubare und 
lösbare Aufgaben zur Vorbeugung der Jugendkrimiiftlität 
in speziellen Beschlüssen festgelegt. Beispiele dafür sind 
der Beschluß des Rates des Bezirks Rostock vom 7. Novem­
ber 1975 über „Aufgaben zur Rechtserziehung der Jugend“ 
und der Beschluß des Rates des Bezirks Frankfurt (Oder) 
vom 17. Juni 1976 über „Maßnahmen zur wirksamen Vor­
beugung gegen Rechtsverletzungen, zur Erhöhung des Ni­
veaus der Rechtserziehung sowie zur Zurückdrängung der 
Jugendkriminalität“. Die Beschlüsse zielen darauf ab,
— den Prozeß der Bildung und Erziehung junger Men­

schen zu sozialistischen Persönlichkeiten noch erfolg­
reicher zu fördern und alle Jugendlichen dabei zu un­
terstützen, sich als sozialistische Staatsbürger zu be­
währen und sich mit Verhaltensweisen auseinanderzu­
setzen, die dem Sozialismus fremd sind;

— in der politisch-ideologischen Arbeit planmäßig die 
Rechtspropaganda unter der Jugend zu organisieren und 
die bewußte Einstellung der Jugendlichen zu den Nor­
men des sozialistischen Zusammenlebens zu festigen;

— die Aktivitäten der Jugendlichen zur Festigung be­
wußter Disziplin und Ordnung, die sich in den viel­
fältigen Formen der Selbstbetätigung und Selbsterzie­
hung zeigen, durch alle Erziehungsträger zu stärken und 
zu unterstützen;
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